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»Ratsdok.-Nr. 11122/95 vom 08. 11. 1995« 


A. Problem 

Zweck des Richtlinienvorschlags ist es, den Versicherungsauf- 
sichtsbehörden effizientere Mittel zur Beurteilung der tatsäch- 
üchen Solvabilität eines einer Versicherungsgruppe angehören- 
den Versicherungsuntemehmens an die Hand zu geben, um den 
Schutz der Versicherten zu verstärken. Er sieht Solvenzvorschrif- 
ten für Versicherungsunternehmen in Versicherungsgruppen, Re- 
gelungen zur Transparenz von Versicherungsgruppen und Krite- 
rien für die Zulässigkeit und Überwachung von gruppenintemen 
Geschäften vor. 


B. Lösung 

Verabschiedung einer Beschlußempfehlung, nach der sich die 

Bundesregierung dafür einsetzen soU, daß 

- der Anwendungsbereich der Richtlinie auf Versicherungsunter- 
nehmen in einem Mutter-Tochter- Verhältnis begrenzt wird, das 
durch Mehrheitsbesitz oder beherrschenden Einfluß gekenn- 
zeichnetist, 

- die bei der Einzelaufsicht über Versichenmgsuntemehmen zu- 
gelassenen Eigenmittel auch bei der Feststellung der Gruppen- 
solvabilität anerkannt werden, 

- Versicherungs-HoldingsgeseUschaften und Rückversicherungs- 
Unternehmen nicht in die Richtlirüe einbezogen werden. 


Große Mehrheit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung wird aufgefordert, bei den weiteren Bera- 
tungen über den Vorschlag der EU-Konmüssion für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die zusätzliche 
Beaufsichtigung der Versicherungsuntemehmen einer Versiche- 
rungsgruppe - Ratsdok.-Nr. 11122/95 - (Anlage) folgende Ver- 
handlungsziele zu verfolgen: 

1. Begrenzung des Anwendungsbereichs der Richtlinie auf Versi- 
cherungsuntemehmen in einer Mutter-Tochterbeziehung, die 
durch Mehrheitsbesitz oder beherrschenden Einfluß gekenn- 
zeichnet ist; 

2. Anerkennung der bei der Einzelaufsicht über Versicherungs- 
unternehmen zugelassenen Eigennüttel bei der Feststellung 
der Gruppensolvabilität; 

3. Nichteinbeziehung von Versicherungs-Holdingsgesellschaften 
und Rückversicherungsunternehmen. 


Bonn, den 31. Januar 1996 

Der Finanzausschuß 

Carl-Ludwig Thiele Friedrich Merz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Friedrich Merz 


I. Verfahrensablauf 

Der Richtlinienvorschlag ist mit Nr. 2.26 der Überwei- 
sungsdrucksache 13/3286 vom 11. Dezember 1995 
dem Finanzausschuß zur federführenden Beratung 
sowie dem Rechtsausschuß und dem Ausschuß für 
Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen worden. Der 
Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage am 17. Ja- 
nuar 1996 beraten. Der Rechtsausschuß hat sich am 
6. März 1996 mit ihr befaßt. Der Finanzausschuß hat 
den Richtlinienvorschlag am 31. Januar 1996 beraten 
und zu ihm unter dem Vorbehalt der seinerzeit noch 
ausstehenden Stellungnahme des Rechtsausschusses 
votiert. 


11. Ziel und Inhalt des Richtlinienvorschlags 

1. Ziel des Vorschlags 

Ziel des Richtlinienentwurfs ist die Ergänzung der 
bestehenden aufsichtsrechtUchen Richtlinien für die 
Einzelaufsicht über Versicherungsuntemehmen in 
der Europäischen Union (Solo-Aufsicht) um zusätz- 
liche Aufsichtsvorschriften für Versicherungsunter- 
nehmen, die Teil einer Versicherungsgruppe sind 
(Solo-Plus- Auf sicht). Damit soll eine Beeinträchti- 
gung der Solvenzlage der beaufsichtigten Versiche- 
rungsuntemehmen durch die mehrfache Verwen- 
dung aufsichtsbehördlich vorgeschriebenen Eigen- 
kapitals in einer Versicherungsgruppe („Double 
Gearing") und der daraus resultierenden Risiken ver- 
hindert sowie eine Verschlechtemng des finanziellen 
Status der gruppenangehörigen Unternehmen durch 
nachteilige Transaktionen innerhalb der Versiche- 
mngsgruppe ausgeschlossen werden. Ferner sollen 
angemessene unternehmensinteme KontroUverfah- 
ren sowie Informationspflichten gegenüber der Auf- 
sichtsbehörde die für die Erfüllung des Richtlinien- 
zwecks nötige Transparenz hersteilen. 

2. Inhalt des Vorschlags 

Der RichtUnienentwurf definiert eingangs die für das 
Verständnis des Textes wichtigen Begriffe und be- 
grenzt den geographischen Anwendungsbereich der 
Aufsichtsmaßnahmen auf die Gemeinschaft (Artikel 1 
und 2). Die vorgesehenen zusätzUchen Aufsichts- 
maßnahmen (Sicherstellung von Transparenz; „arm's 
length" -Prinzip für gruppeninteme Geschäfte; berei- 
nigte Solvabilität bzw. Solvenzwamtest) kommen 
differenziert nach Maßgabe der Zugehörigkeit des 
einbezogenen Versichemngsimtemehmens zu einer 
der drei relevanten Gmppenstmkturen (Versiche- 
mngsgmppe; Versichemngs-Holdinggesellschaft; ge- 
mischte Versichemngs-Holdinggesellschaft) zur An- 
wendung. Ferner werden gewisse Ausnahmetatbe- 
stände, bei denen auf die Einbeziehung von Unter- 
nehmen in die erweiterte Gruppenaufsicht verzichtet 


werden kann, definiert (Artikel 3). Die Verfügbarkeit 
imd die Zugriffsmöglichkeit der Aufsichtsbehörde 
auf relevante Informationen bei den Unternehmen 
sowie der Informationsaustausch zwischen den Auf- 
sichtsbehörden sollen die für die erweiterte Aufsicht 
notwendige Transparenz schaffen (Artikel 5 bis 7). 
Die Abwicklimg von gmppenintemen Geschäften 
hat gmndsätzlich zu Marktkonditionen („arm's 
length") zu erfolgen (Artikel 8). Ziel der bereinigten 
Solvabilitätsrechnung ist die Beseitigung eines mög- 
lichen Solvenzdefizits aufgrund doppelter oder mehr- 
facher Eigenkapitalnutzung (mehrfache Nutzung des 
ursprünglichen Eigenkapitals im Wege der Beteili- 
gung) und damit verbundener Risiken durch zusätz- 
liche Eigenmittelanfordenmgen an das betreffende 
Versichemngsuntemehmen (Artikel 9). Der Solvenz- 
wamtest für Versichemngs-Holdinggesellschaften 
und entsprechende Rückversichemngsuntemehmen 
fordert, daß ihre Eigenkapitalausstattung die Anfor- 
demngen der gmppenangehörigen Versichemngs- 
untemehmen berücksichtigt (Artikel 10). Die für die 
Praxis wichtigen Verfahren zur Berechnung der be- 
reinigten Solvenz und der Solvenzwamtests sind in 
Anhang 1 und 11 des Richtlinienvorschlags nieder- 
gelegt. 

3. Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bimdesregiemng hat wie folgt zu dem Richt- 
linienentwurf Stellung genommen: 

1. Allgemeine Bewertimg 

Die Zielsetzung des Richtlinienvorschlags, die 
koordinierten Vorschriften für die Einzelbeauf- 
sichtigung von Versicherungsimternehmen in der 
EU durch Mindestvorschriften für die Beaufsich- 
tigimg von Versicherungsuntemehmen in einer 
Versichemngsgmppe zu ergänzen, wird grund- 
sätzlich anerkannt. 

Die angenommenen finanziellen Gefährdungen, 
denen gmppenangehörige Versichemngsunter- 
nehmen im Unterschied zu alleinstehenden Ge- 
sellschaften ausgesetzt sein können, rechtferti- 
gen jedoch nicht Maßnahmen der vorgesehenen 
Tragweite. Während die Zweckmäßigkeit des 
vorgesehenen „arm's length "-Prinzips und einer 
erhöhten Transparenz über Gmppenbeziehun- 
gen von Versichemngsuntemehmen einsichtig 
ist und in gewisser Hinsicht bereits geltendes 
Recht in aufsichtsrechtliches Gewand kleidet, ist 
der Richtlinienvorschlag in den folgenden drei 
Punkten nicht akzeptabel: 

- Einbeziehung von Minderheitsbeteiligungen 
bzw. nicht „beherrschten" Versichemngs- 
untemehmen in den Anwendungsbereich der 
Richtlinie, 
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- Einbeziehung von Versicherungs-Holding- 
gesellschaften und entsprechenden Rückver- 
sicherungsuntemehmen, insbesondere in den 
Solvenzwamtest, 

sowie 

- Nichtanerkennung gewisser für die Einzelauf- 
sicht zugelassener Eigenmittel. 

Die nach der vorliegenden Konzeption des Kom- 
missionsvorschlages ausgelösten Kapitalanforde- 
rungen sind auch aus Verbraucher- und Gläu- 
bigerschutzgründen nicht gerechtfertigt, da die 
Risikolage von Versicherungsgruppen insoweit 
nicht zutreffend, weil überhöht, eingeschätzt 
wird, und insbesondere die existierenden auf- 
sichtsrechtlichen Sicherungsmaßnahmen unzu- 
lässigerweise außer Betracht bleiben. Die bei 
einer gruppenbezogenen Risikoanalyse mög- 
üchen Gefährdungen (z. B. Ansteckungsgefahr) 
kommen realistischerweise bei Minderheitsbetei- 
ligungen bzw. nicht „beherrschten" Unterneh- 
men nicht in Betracht. Risikomindemd berück- 
sichtigt werden müssen überdies noch die be- 
stehenden aufsichtsrechtlichen Maßnahmen (z. B. 
Spartentrennung, Rückversicherung, Kapital- 
anlagevorschriften, Deckungsstock mit Konkurs- 
vorrecht). Andererseits würden entsprechende 
Ansteckungsgefahren geradezu künstlich er- 
zeugt, wenn durch einen zu weitgeschnittenen 
Anwendungsbereich der Richtlinie die Erwar- 
tung des Einstehenmüssens für den Beteiligungs- 
besitz erst hervorgerufen wird. 

Die Finanzierung des allein in der deutschen Ver- 
sicherungswirtschaft bei Verwirklichung des 
Konzepts auf rd. 10 Mrd. DM geschätzten Kapi- 
talmehrbedarfs geht mit Belastungen der Kapi- 
talmärkte bzw. Prämienerhöhungen und einer 
Verschlechterung der Wettbewerbsposition, ins- 
besondere der Versicherungsvereine auf Gegen- 
seitigkeit, einher. Darüber hinaus ist die Wett- 
bewerbssituation der Versicherungsunternehmen 
mit Sitz in der Europäischen Union im Zuge der 
auch den Versicherungsbereich erfassenden zu- 
nehmenden Globahsierung gegenüber Unter- 
nehmen aus Drittstaaten nachteilig tangiert. 

Vor diesem Hintergrund ist der Anwendungs- 
bereich der vorgesehenen Richtünie auf Mehr- 
heitsbeteiligungen (Tochterunternehmen) bzw. 
auf einen beherrschenden Einfluß zu begrenzen. 
Versicherungs-Holdinggesellschaften und ent- 
sprechende Rückversicherungsuntemehmen sind 
insbesondere aus dem Solvenzwamtest auszu- 
nehmen und die für die Einzelaufsicht zugelas- 
senen verlusttragenden Eigenmittel auch auf 
Gruppenebene anzuerkennen. 

Die Haltung der Bundesregierung wird von der 
Versicherungswirtschaft grundsätzlich geteilt. 

In der folgenden Einzelkritik wird auf die we- 
sentlichen Punkte eingegangen. Der Richtlinien- 
vorschlag weist darüber hinaus noch zahlreiche 
redaktionelle Mängel auf, die das Verständnis 
und die Auslegung des Textes sehr erschweren. 


Diese Unklarheiten müssen im weiteren Verlauf 
der Beratungen noch beseitigt werden. 


Artikel 1 Buchstabe c, d und e - Beteiligungs- 
definition, Mutter- und Tochtergesellschaft 

Als Beteiligung wird das direkte oder indirekte 
Halten von mindestens 20% oder mehr der 
Stimmrechte oder des Kapitals an einem anderen 
Unternehmen definiert. Von dieser Beteiligungs- 
schwelle ab sollen Unternehmen in die Maßnah- 
men zur erweiterten Aufsicht über Versiche- 
rungsgruppen einbezogen werden. 

ln der Begründung (Abschnitt 111 Doppelbuch- 
stabe ü) wird dazu ausgeführt, daß der Schwel- 
lenwert in Anlehnung an Artikel 17 der Richtlinie 
78/660/EWG festgelegt wird. Dort löst dieser 
Schwellenwert jedoch nur eine Beteiligimgs- 
vermutung aus. Entscheidend für das Bestehen 
einer Beteiligung ist es, daß die gehaltenen An- 
teile dazu bestimmt sein müssen, eine dauernde 
Verbindung herzustellen. 

Artikel 3 Abs. 1 -r Relevanter Schwellenwert 

Die Vorschrift erfaßt Versicherungsgruppen, an 
deren Spitze ein Versicherungsuntemehmen 
steht, das direkt oder indirekt mindestens 20 % 
oder mehr der Stimmrechte oder des Kapitals an 
anderen Versicherungs- oder Rückversicherungs- 
untemehmen hält, Hier sollen die Regeln zur Ge- 
währleistung von Transparenz (Artikel 5 und 6) 
und zur Beaufsichtigung von gmppenintemen 
Geschäften (Artikel 8) sowie die Anfordemngen 
hinsichtlich der bereinigten Solvabilität (Arti- 
kel 9) zur Anwendung kommen. 

Der Anwendungsbereich der Richtlinie sollte sich 
zumindest bei der bereirügten Solvabilität nur 
auf Mutter- bzw. Tochtemntemehmen im Sinne 
des Artikels 1 Buchstabe c und d erstrecken. Die 
Einbeziehung von Minderheitsbeteiligungen 
sollte definitionsgemäß nur erfolgen, wenn aus- 
nahmsweise ein beherrschender Einfluß auf das 
Unternehmen, an dem die Minderheitsbeteili- 
gung besteht, ausgeübt wird. 

Die von der RichtUnie vorgenommene weite De- 
finition der Versichemngsgmppe (quantitativer 
Schwellenwert 20%) ist aus folgenden Gründen 
sachlich nicht gerechtfertigt. 

Ein entsprechendes Konzept steht bereits mit 
den Erwägungsgründen der Richtlinie nicht im 
Einklang, in denen mehrfach die Notwendigkeit 
einer erweiterten Aufsicht über Versichemngs- 
konzeme als entscheidender Regelungszweck 
dargestellt wird. Entsprechend der Begründimg 
zu Artikel 1 Buchstabe i bzw. Doppelbuchstabe ü 
läßt sich die erweiterte Aufsicht aus dem effekti- 
ven beherrschenden bzw. signifikanten Einfluß 
auf ein anderes Unternehmen ableiten. 

Die Risikoanalyse im Versicherungsbereich zeigt, 
daß Minderheitsbeteiligungen keine relevanten 
finanziellen Gefährdungstatbestände für das Be- 


2. Einzelanalyse 


5 




Drucksache 13/4110 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


teiligungsuntemehmen schaffen, die eine Einbe- 
ziehung dieser Beteihgungen in den Anwen- 
dungsbereich der RichtUnie rechtfertigen könn- 
ten. In diesem Zusammenhang ist auch auf die 
Artikel 1 und 2 der 7. Richtlinie des Rates (83/ 
349/EWG) hinzuweisen, die den Konsohdie- 
rungskreis auf Konzemunternehmen begrenzen. 

Das mit dem Wertverlust einer Beteiligung ver- 
bundene Abschreibungsrisiko wird bereits auf 
bilanzieller Ebene im Rahmen der Aufsicht über 
das einzelne Versicherungsuntemehmen berück- 
sichtigt und bedarf daher keiner erhöhten Eigen- 
mittelanforderung in Form einer bereinigten Sol- 
vabilität (Artikel 9). Die Risiken, die mit dem 
zusätzUch geforderten finanziellen Puffer der be- 
reinigten Solvabihtät abgedeckt werden sollen 
(z. B. Kumul- bzw. Ansteckungsrisiko), sind erst 
bei Mehrheitsbeteiligungen oder bei Ausübung 
eines tatsächhch beherrschenden Einflusses rele- 
vant. 

Das Halten einer Minderheitsbeteiligung ohne 
beherrschenden Einfluß eröffnet den Beteili- 
gungsuntemehmen nicht die Möglichkeit nach- 
teiUger gnippenintemer Geschäfte, die Artikel 8 
grundsätzlich verhindern soll und verschafft dem- 
entsprechend auch nicht den Zugang zu relevan- 
ten Informationen (Artikel 5 und 6). 

Artikel 3 Abs. 2 - Erweiterte Aufsicht 
über Versicherungs- Holdinggesellschaften 

Die Einbeziehung von Versicherungs-Holding- 
gesellschaften einschließüch Rückversicherungs- 
Unternehmen als Versicherungs-Holdinggesell- 
schaften, insbesondere in den Solvenzwamtest, 
ist nicht gerechtfertigt. Diese Unternehmen un- 
terUegen nicht den europäischen Solvabilitäts- 
vorschriften für Versicherungsuntemehmen, so 
daß das Prinzip der Verhinderung einer Doppel- 
belegung von aufsichtsrechtlich gefordertem 
Eigenkapital, um gruppenangehörige Unterneh- 
men alleinstehenden Gesellschaften gleichzu- 
stellen, nicht trägt. 

Schwierigkeiten auf der Ebene dieser Holding- 
gesellschaften und dieser Rückversicherungsun- 
temehmen können auf die Versicherungsnehmer 
bei den beaufsichtigten Tochter- oder Beteili- 
gungsuntemehmen, die die aufsichtsrechtüchen 
Solvabiiitätsanforderungen bereits im Rahmen 
der Einzelaufsicht erfüllen, nicht durchschlagen. 
Eine Krise der Holding berührt nicht das Eigen- 
kapital der Beteiligungsuntemehmen. Bei Rück- 
versicherungsuntemehmen gilt hinsichthch der 
Beteiligungsverhältnisse Entsprechendes. Risiken 
aus nachteiligen Geschäften können hier durch 
die vorgesehenen Transparenzvorschriften (Arti- 
kel 5 und 6) und das „arm's length" -Prinzip (Arti- 
kel 8) - grundsätzUch bereits de lege lata - wirk- 
sam bekämpft werden. 

Die von der Kommission behauptete Notwendig- 
keit eines Frühwarnsystems zur Verhinderung 
einer Unterkapitahsiemng schränkt den be- 
triebswirtschaftlich notwendigen Freiheitsgrad 
bei der Beschaffung von Finanzmitteln mehr oder 


weniger auf reine Eigenkapitalfinanzierung ein, 
ohne den Schutz der Versicherungsnehmer bei 
den Versicherungstöchtem zu erhöhen. 

Bei der Einbeziehung dieser Unternehmen be- 
steht ferner auch ein nicht auszuräumender Kon- 
flikt mit dem Ziel der Wettbewerbs gleichheit und 
der Stärkung des europäischen Standortes im 
Vergleich zu Wettbewerbern nüt Sitz außerhalb 
des Binnenmarktes. Die Begrenzung des Anwen- 
dungsbereiches auf Holdinggesellschaften nüt 
Sitz in der Gemeinschaft (Artikel 3 Abs. 2 und 3) 
führt deshalb zu Wettbewerbsverzermngen, da 
auch Versichemngsuntemehmen in der Gemein- 
schaft tätig sind, deren Obergesellschaften ihren 
Sitz außerhalb der Europäischen Union haben. 
Diese Unternehmen hätten in der wichtigen 
Frage der adäquaten Finanziemng im Vergleich 
zu entsprechenden europäischen Gesellschaften 
einen deutUch größeren Finanziemngsspielraum. 
Dieser Nachteil für die Unternehmen aus der 
Europäischen Union würde insbesondere für die 
europäische Rückversicherung gelten, die typi- 
scherweise im weltweiten Wettbewerb steht. 

Artikel 11- Durchführungsbestimmungen 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß auch 
bei Durchsetzung ihrer Hauptpetita (vgl. II.3.1) 
der Zeitraum für die Umsetzung der Richtlinie zu 
knapp bemessen ist, da recht umfangreiche und 
z. T. auch komphzierte Änderungen des inner- 
staatlichen Rechts erforderhch werden. Notwen- 
dig ist daher eine Umsetzungsfrist von zwei Jah- 
ren ab Veröffentlichung des Richtlinientextes im 
Amtsblatt. 

Darüber hinaus muß der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens für die Unternehmen um mindestens zwei 
Jahre nach der Umsetzung hinausgeschoben 
werden. Dies gilt insbesondere für die Bestim- 
mungen über die erweiterte Solvabilität von Ver- 
sicherungsgruppen, die selbst - wie hier ge- 
fordert - bei einer „Konsohdierungsschwelle", 
die auf „Mehrheitsbeteüigung" bzw. „Beherr- 
schung" abstellt, zu einem erhebUchen Kapital- 
mehrbedarf führen können, dessen Deckung ins- 
besondere bei Versicherungsvereinen auf Ge- 
genseitigkeit in zeitUcher Hinsicht Spielraum 
auf weisen muß. 

Anhang I Nr. 1 Großbuchstabe B Satz 3 

- Solvabilitätseigenschaft von ausstehenden Ein- 
lagen, Gewinnrücklagen und künftigen Gewinnen 

Bei der Berechnung der bereinigten Solvabilitäts- 
lage von Versicherungs gruppen sollen nach dem 
RichtUnienvorschlag unberücksichtigt bleiben 

“ alle gezeichneten, nicht eingezahlten Teile des 
Kapitals, 

- Gewinnrücklagen und künftige Gewinne von 
Lebensversicherungsuntemehmen, 

Der vollständige Ausschluß dieser Elemente bei 
der Beurteilung der bereinigten Solvabihtät wür- 
de insoweit zu einer Nichtanerkennung der Solo- 
Solvabüitätsvorschriften führen, die nicht akzep- 
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tiert werden kann. Vielmehr sind sämtliche Ei- 
genmittelbestandteile, die im Rahmen der Einzel- 
aufsicht anerkannt sind, auch in die erweiterte 
Aufsicht nach dieser Richtlinie einzubeziehen, 
soweit sie zur Verlustabdeckung zur Verfügung 
stehen. Die Funktion dieser Elemente besteht ge- 
rade in der Verlusttragung, die in der gruppen- 
bezogenen Betrachtungsweise auch gegeben ist. 

Gezeichnete, aber nicht eingezahlte Teile des 
Kapitals auf der Ebene des Mutterunternehmens, 
die dieses richtlinienkonform zur Bedeckung 
seiner Solvabilität verwendet, müssen daher bei 
der Berechnung der bereinigten Solvabilität an- 
erkannt werden. 

Gewinnrücklagen und künftige Gewinne eines 
Mutteruntemehmens, das ein Lebensversicherer 
ist, sind bereits seit Verabschiedung der Richt- 
linien Erster Generation ausdrücklich zugelas- 
sene Solvabilitätselemente, soweit sie zur Abdek- 
kung von Verlusten herangezogen werden kön- 
nen. 

Anhang I Nr. 2 und 3 - Zwischengeschaltete 
Versicherungs-Holdinggesellschaften 

Zwischengeschaltete Holdinggesellschaften wer- 
den vor allem von den in der Bundesrepublik 
Deutschland typischen Versicherungsgruppen mit 
einem Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
(WaG) als Konzernobergesellschaft eingesetzt, 
um die rechtsformspezifischen Finanzierungs- 
nachteile eines WaG wettzumachen. Für diese 
Holdinggesellschaften ist nach dem Richtlinien- 
entwurf hinsichtlich der Beaufsichtigung von Be- 
teiligungsuntemehmen (Artikel 3 Abs. 1 i.Vmit 
Artikel 9, Anhang I Nr. 2.3) grundsätzlich keine 
gesonderte Solvabilitätsberechnung vorgesehen, 
so daß nach Maßgabe der zur Anwendung kom- 
menden Methoden durch die Zwischenholding 
„hindurchgeblickt" wird, also eine Durchrech- 
nung erfolgt. 

Eine dadurch bedingte Nichtberücksichtigung 
des Eigenkapitals der Zwischenholding (z. B. aus 
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aufgebauten Gewinnrücklagen oder aus Betei- 
ligungsfinanzienmg) ist nicht gerechtfertigt, da 
diese Mittel bei Schwierigkeiten von Tochterge- 
sellschaften eingesetzt werden können. Es muß 
daher klargestellt werden, daß eine Berücksichti- 
gung der Eigenmittelausstattung der Zwischen- 
holding erfolgt. 


III. Stellungnahme der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Richtlinienent- 
wurf zur Kenntnis genommen. Der Rechtsausschuß 
hat einstimmig den aus Seite 3 ersichtlichen Be- 
schlußvorschlag empfohlen. 


rV. Ausschußempfehlung 

Der federführende Finanzausschuß hat sich die Stel- 
lungnahme der Bundesregierung zu der Vorlage 
(vgl. II.3) zu eigen gemacht. Bei grundsätzlicher An- 
erkennung der Zielsetzung des Richtlinienentwurfs 
empfiehlt er, die Bundesregierung aufzufordem, bei 
der weiteren Beratung der Vorlage bei der EU dafür 
einzutreten, daß 

- der Anwendungsbereich der Richtlinie auf Versi- 
cherungsunternehmen in einem Mutter-Tochter- 
Verhältnis begrenzt wird, das durch Mehrheitsbe- 
sitz oder beherrschenden Einfluß gekennzeichnet 
ist, 

- die bei der Einzelaufsicht über Versicherungsun- 
temehmen anerkannten Eigenmittel auch bei der 
Feststellung der Gruppensolvabilität anerkannt 
werden, 

- Versicherungs-Holdinggesellschaften und Rück- 
versicherungsunternehmen nicht in die Richtlinie 
einbezogen werden. 

Diese Beschlußempfehlung erfolgte mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen, der Fraktion der SPD 
und der Gruppe der PDS gegen die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


Friedrich Merz 

Berichterstatter 
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IMiGRÜNDUNG 


I. Hauptziele des Vorschlags 

Der Hauptzweck dieses Vorschlags ist die Einführung von Maf3nahmen, mit denen die 
Versicherungsaufsichtsbehörden besser für die Beurteilung der tatsächlichen .Solvenz eines 
Teil einer Versicherungsgruppe bildenden Vcrsichcrungsunternehmens gerüstet .sein 
werden. Dies wird den Schutz der Versicherungsnehmer verstärken und für die 
Versicherungsuntemehmen in der Gemeinschaft gleiche Wettbewerbsbedingungen 
schaffen. 

Die Versicherungsaufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union müssen 
nach nationalem und nach EG-Recht gewährleisten, daß die Versicherungsunternehmen, 
die sie beaufsichtigen, die vorgeschriebenen Mindestsolvenzanforderungen erfüllen. Auf 
diese Weise soll sichergestellt werden, daß die Versicherungsuntemehmen in der Lage 
sind, die gegenüber den Versichemngsnehmera eingegangenen vertraglichen 
Verpflichtungen zu erfüllen. Der Europäische Gerichtshof hat seinerseits darauf 
hingewiesen, daß zwingende Regeln notwendig sind, um die finanzielle Situation der 
Versicherungsuntemehmen "wegen des sensiblen Charakters des betreffenden Sektors" 
einer ständigen Aufsicht zu unterwerfen^*’ 

Obwohl Versicherungsunternehmen rechtlich unabhängig sind und die 
Solvenzanforderungen autonom erfüllen müssen, können Solvenz- und allgemeine 
Finanzlage eines Versicherungsuntemehmens beeinträchtigt werden und einer starken 
Belastung ausgesetzt sein, wenn das Unternehmen einer größeren Gruppe von 
Unternehmen angehört. Dieser Fall kann eintreten, wenn ein Versichemngsuntemehmen 
eine Versicherungstocher gründet oder wenn es selber die Tochtergesellschaft eines 
anderen Unternehmens ist. Es ist also selbstverständlich, daß sich die 
Versicherungsaufsichtsbehörden für Versichemngsuntemehmen, die Teil einer Gmppe 
sind, interessieren. 

Versichemngsuntemehmen können Gmppen von Unternehmen angehören, die 
unterschiedliche Merkmale tragen, ln manchen Gmppen überwiegt die Präsenz von 
Versichemngsuntemehmen, in anderen Gmppen hingegen die von Kreditinstituten und 
Wertpapiergesellschaften oder gar von gewerblichen Tätigkeiten. Die vorliegende 
Diskussion wird auf Versichemngsuntemehmen beschränkt, die Gmppen angehören, in 
denen das Versichemngsgeschäft den Ausschlag gibt. Obwohl sich bei Gmppen mit einer 
größeren Finanztätigkeit, insbesondere bei Gmppen, zu denen auch Kreditinstitute und 
Wertpapiergesellschaften (Finanzkonglomerate) gehören, gleichermaßen wichtige 
Beaufsichtigungsprobleme stellen, soll dieses Problemfeld mit den Mitgliedstaaten 
getrennt erörtert werden. Zwar besteht ein gewisser Zusammenhang zwischen dem hier 
behandelten Thema und den Finanzkonglomeraten. Die Klämng der 
Beaufsichtigungsfragen bei Versichemngskonzemen ist aber genauso wichtig und in vieler 
Hinsicht technisch einfacher. Können in diesem Bereich Fortschritte erzielt werden, so 
wird dies den späteren Diskussionen über Finanzkonglomerate zugute kommen. 


Rechtssache 205/84, Kommission gegen Deutschland. Slg. EuGH 1986, S. 3755, 
Entscheidungsgründe 30-32. 
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Bei der derzeitigen Koordinierung und Harmonisierung der Versicherungsvorschriften auf 
EU-Ebene beschränkt sich die Aufsicht über die Solvenz der Versicherungsuntemehmen 
auf die Finanzlage des einzelnen Versicherungsuntemehmens ( Solo-Beaufsichtigung). Der 
finanzielle oder nicht finanzielle Einfluß anderer Mitglieder einer Gruppe, dem ein 
Versicherungsuntemehmen angehört, wird bei der Solvenzbewertung durch die 
Aufsichtsbehörden nicht berücksichtigt. 

Die Dritte Schadenversicherungsrichtlinie (92/49/EWG) und die Dritte Lebensver- 
sicherungsrichtlinie (92/96/EWGy^\ die zum 1. Juli 1994 in nationales Recht umgesetzt 
werden mußten, übernehmen den allgemeinen aufsichtsrechtlichen Ansatz, für den man 
sich in den Ersten und Zweiten Lebensversicherungs- und Schadenversicherungsrichtlinien 
entschieden hatte. Artikel 22 der Richtlinie 92/49/EWG und Artikel 22 der Richtlinie 
92/95/EWG tragen jedoch der Existenz von Tochtergesellschaften der Versicherungsunter- 
hehmen bei der Anwendung der Richtlinienvorschriften über die Diversifizierung der 
Vermögenswerte zur Bedeckung der versicherungstechnischen Rückstellungen Rechnung. 
Dort wird zum ersten Mal die Notwendigkeit einer umfassenderen Beaufsichtigung 
anerkannt. 

Ein besonderes Problem, das sich bei Versicherungsgesellschaften innerhalb eines 
Konzerns stellt, betrifft die Möglichkeit der doppelten Eigenkapitalnutzung (Double- 
gearing). Diese Praxis, die ein Problem für alle Behörden darstellt, die Finanzinstitutio- 
nen, Versicherungsuntemehmen, Kreditinstitute oder Wertpapiergesellschaften beauf- 
sichtigen, wurde im Versicherungssektor zum ersten Mal von der Kommission im 
Rahmen der Arbeitsgruppe des Rates über den Vorschlag für eine Dritte Schadenver- 
sichemngsrichtlinie im November 1991 angesprochen. Zu diesem Zeitpunkt vertraten die 
Mitgliedstaaten noch nicht die Auffassung, daß das Problem des Double-gearing einer 
Lösung bedurfte. Die Kommission verpflichtete sich Jedoch, das Problem unmittelbar 
nach der Annahme der Dritten Schaden- und Lebensversichemngsrichtlinien zu 
untersuchen. 

Der Versicherungsausschuß*^*, der sich aus Vertretern der Versicherungsaufsichtsbehörden 
der Mitgliedstaaten zusammensetzt, hat einstimmig die Notwendigkeit einer angemessenen 
Regelung der Aufsichtsfrage auf Gemeinschaftsebene hervorgehoben, um die äußerst 
dringenden Probleme in Verbindung mit Versicherungsgruppen zu lösen. Mit dieser 
Stellun^ahme trug er außerdem der Tatsache Rechnung, daß die Dritten Versicherungs- 
richtlinien, die zum 1. Juli 1994 umgesetzt werden mußten, auf der gegenseitigen 
Anerkennung der für die Beaufsichtigung von Versicherungsuntemehmen geltenden 
Mindeststandards bemhen und daß der Wunsch besteht, für die Versichemngsunter- 
nehmen in der Gemeinschaft gleiche Wettbewerbsbedingungoi aufrecht zu erhalten. 

Die in diesem Arbeitspapier behandelten Beaufsichtigungsprobleme betreffen unmittelbar 
die Solvenz der Versichemngsuntemehmen. Die Maßnahmen, um das sogenannte Double- 
gearing zu vermeiden, ergänzen die Solvenzvorschriften, die in den Richtlinien 
73/239/EWG und 79/267/EWG auf EU-Ebene vereinbart wurden. Diese gemdnsamen 
Solvenzvorschriften bilden den Angelpunkt der gegenseitigen Anerkennung der in den 


Richtlinie 92/49/EWG, ABI. Nr. L 228/92; Richtlinie 92/96/EWG, ABI. Nr. L 360/92 
Richtlinie 91/675/EWG, ABI. Nr. L 374, 1991. 
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Richtlinien 92/49/EWG und 92/96/EWG niedergelegten Mindeststandards. Einige 
Mitgliedstaaten haben bereits aus eigener Initiative Maßnahmen verabschiedet, um den 
besonderen Fragen, die sich steilen, Rechnung zu tragen und die tatsächliche Solvenz 
eines Versicherungsunternehmens, das einer Gruppe angehört, festzustellen. Dies allein 
zeigt bereits die Notwendigkeit derartiger Maßnahmen auf der Ebene der Mitgliedstaaten. 
Alle Mitgliedstaaten sollten Mindestvorschriften erlassen. Man könnte nämlich behaupten, 
daß der effektive Schutz der Versicherungsnehmer in den Mitgliedstaaten niedriger ist, 
die keine Regeln haben, um das aufsichtsrechtliche Risiko anzuerkennen, das ein größerer 
Konzern im Vergleich zu einem eigenständigen Versicherungsuntemehmen darstellt. 
Außerdem sind die Solvenzanforderungen an Unternehmen aus Mitgliedstaaten, die über 
ein Regelwerk verfügen, strenger als in anderen Staaten. Hierdurch entsteht eine 
undurchsichtige Situation bei der Beurteilung der Solvenz von Versicherungsuntemehmen. 

Es ist wichtig, daß jeder Lösungsansatz, um Beaufsichtigungsproblemen, die sich daraus 
ergeben, daß ein Unternehmen einem Versicherungskonzem angehört, Rechnung zu 
tragen, auf dem Grundsatz der Solo-Beaufsichtigung der einzelnen Versicherungsunter- 
nehmen beruht. Die Solo-Beaufsichtigung bldbt also der grundlegende Ansatz für die 
Beaufsichtigung von Versicherungsuntemehmen. Neue Erfordernisse, die der Wirkung 
eines Versicherungskonzems auf die finanzielle Situation des einzelnen Versicherungs- 
Unternehmens Rechnung tragen, sollten als Ergänzung zu der bestehenden Solo- 
Beaufsichtigung angesehen werden. Sie dürfen nicht an die Stelle der Solo-Beauf- 
sichtigung oder Solo-Erfordernisse treten. 

Obwohl sich bei Versichemngsgmppen viele aufsichtsrechtliche Fragen stellen, 
konzentriert sich die vorliegende Diskussion auf die Fragen, die nach Ansicht der. 
Kommission besonders dringend sind und auf EU-Ebene geregelt werden müssen. Dabei 
sollte das Ziel im Auge behalten werden, Mindestvorschriffen. aufzustellen, um die 
gegenseitige Anerkennung zu ermöglichen und die Beaufsichtigung durch den 
Hericunffsmitgliedstaat zu gewährldsten. Die Mitgliedstaaten können selbstverständlich 
weiterhin strengere Vorschriften auf Unternehmen anwenden, die ihrer Gerichtsbarkeit 
unterstehen. 

II. Begründung der "Versicherungskonzeme-Richtlinie" im Lichte des Subsidiaritätsprinzips 

Ziel dieser Richtlinie ist es, die bestehenden Rahmenrichtlinien im Versichemngssektor 
zu ergänzen. Diese Texte zielen darauf ab, "unter dem zweifachen Aspekt der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei stungsvericehrs ein wesentliches Instmment 
für die Verwirklichung eines Versichemngsbinnenmarktes (zu sein), der durch die 
Einheitliche Europäische Akte beschlossen und durch das Weißbuch der Kommission 
vorgezeichnet worden ist." Sie führen für die Versichemngsunteraehmen den sogenannten 
"Europäischen Paß" ein, indem sie den Gmndsatz der gegenseitigen Anerkennung der 
Zulassung sowie die gmndlegende Harmonisierung der Aufsichtssysteme festschreiben 
und das Prinzip der Herkunftslandkontrolle verankern. Dieser Richtlinienvorschlag zielt 
nun auf einen Ausbau der Aufsichtssysteme im Binnenmarkt ab. Daher fällt er gemäß 
Artikel 57 EG-Vertrag in die Zuständigkeit der Gemeinschaft. 
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Die in dieser Richtlinie behandelten Maßnahmen müssen auf alle EG-Institute angewendet 
werden. Ferner zielen sie insbesondere auf in mehreren Mitgliedstaaten angesiedelte 
Finanzgruppen ab, d.h. auf Fälle, in denen eine Zusammenarbeit und ein Informations- 
austausch zwischen den Aufsichtsbehörden der verschiedenen Länder erforderlich werden, 
in denen derartige Informationen durch Vertraulichkeitsbestimmungen geregelt sind. 
Einige Mitgliedstaaten haben bestimmte Aspekte dieser Maßnahmen bereits in ihre 
ei nzel staatlichen Rechtsvorschriften übernommen oder sind dabei, es zu tun. 

Im Sinne einer konsequenten Anwendung ist es sinnvoll, daß diese Rechtsvorschriften auf 
Gemeinschaftsebene koordiniert werden. Ohne Gemeinschaftsbestimmungen würde das 
gegenseitige Vertrauen der zuständigen Aufsichtsbehörden beeinträchtigt. 

Die geplanten Maßnahmen werten den Ausbau der Beaufsichtigung von Instituten des 
Versicherungssektors erheblich auf, was der Stabilität der Finanzmärkte und folglich auch 
der Widerstandsfähigkeit der Wirtschaft im allgemeinen zugute kommt. 

Eine Richtlinie ist die einzige Möglichkeit, um der gesetzgeberischen Initiative der 
Gemeinschaft ausreichende Durchsetzungskraft zu verleihen. Eine Empfehlung würde hier 
nicht ausreichen. 

Die Richtlinie wird die Anwendung der allgemeinen Grundsätze zur Stärkung der Beauf- 
sichtigung der obengenannten Unternehmen im Versicherungssektor ermöglichen. Eine 
einheitliche Regelung ist insofern erforderlich, als sie die eigentliche Basis dieser 
Richtlinie darstellt (hinsichtlich der Definitionen, Methoden zur Verhinderung der 
Doppeibelegung von Eigenkapital und konzemintemen Transaktionen). Die zusätzlichen, 
auf einzelstaatlicher Ebene anzuwendenden Maßnahmen können relativ flexibel 
gehandhabt werden (z.B. die Auswahl der anzuwendenden Methoden zur Verhinderung 
der Doppelbelegung von Eigenkapital, genauere Regelungen für konzeminteme 
Transaktionen). Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten zur Ergänzung dieser 
Richtlinie konkrete Durchführungsbestimmungen ausarbeiten. 

III. BEMERKUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN 

Artikel 1 

(i) Muttergesellschaft - Tochtergesellschaft 

Diese Definition lehnt sich an die Definition der Artikel 1 und 2 der Siebten Gesell- 
schaftsrichtiinie (83/349/EWG) an. Diese Definition ist im vorliegenden Kont&ct nicht 
ganz geeignet, bei der Bestimmung des Verhältnisses zwischen Mutter- und 
Tochtergesellschaft für aufsichtsrechtliche Zwecke geht es nämlich um die Bestimmung 
der tatsächlichen Kontrolle. Daher wäre dne flexiblere Definition wünschenswert, die es 
den Behörden erlaubt, jedes Unternehmen, das tatsächlich einen beherrschenden Einfluß 
auf ein anderes Unternehmen äüsübt, als ein Mutteruntemehmen zu betrachten. Ein 
Tochterunternehmen wäre also nicht nur ein Unternehmen im Sinne der Richtlinie 
83/349/EWG, sondern auch ein Untemehinen, daß nach Ansicht der Aufsichtsbehörde von 
der Muttergesellschaft beherrscht wird. 


12 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4110 


(ii> Beteiligung 

Der Schwellenwert für die Beteiligung an einem anderen Unternehmen, der dazu dient 
festzustellen, in welchem Maße ein Unternehmen für die Versicherungsaufsicht interessant 
wird, ist wichtig. Es muß festgestellt werden, wann eine bedeutende Verbindung besteht, 
um einen signifikanten Einfluß auf die Leitung eines Unternehmens auszuüben. Deswegen 
wird vorgeschlagen, in Anlehnung an den bereits im Gesellschaftsrecht bestehenden 
Schwellenwert (.Artikel 17 der 4. Gesellschaftsrichtlinie 78/660/EWG) eine Beteiligung 
zu vermuten, wenn der Anteil am Kapital oder an den Stimmrechten eines anderen 
Lintemehmens mindestens 20% beträgt. 

Artikel 2 

Dieser Artikel stellt klar, daß der Anwendungsbereich der Maßnahmen auf Versicherungs- 
unternehmen beschränkt wird, die ihren eingetragenen Sitz in der Gemeinschaft haben. 

Artikel 3 

Gemäß diesem Artikel müssen die Mitgliedstaaten die Aufsicht auf alle Einrichtungen 
ausdehnen, die einen Einfluß auf die Finanzlage und den Betrieb eines beaufsichtigten 
Versicherungsuntemehmens ausüben können. Außerdem wird zwischen den verschiedenen 
Aufsichtsmaßnahmen und den Gruppenuntemehmen unterschieden, auf die erstere 
anwendbar sind. Berücksichtigt werden (mit Ausnahme von anderen beaufsichtigten 
Versicherungsuntemehmen) die nachfolgenden Unternehmen, mit denen ein 
Versicherungsuntemehmen in einem Mutter- oder Tochterverhältnis stehen kann oder an 
denen es beteiligt ist: 

Rückversicherungsuntemehmen; 

Holdinggesellschaften (sowohl Dachgesellschaft als auch zwischengeschaltete 
Gesellschaft), wobei zwischen Finanzholdings, die überwiegend oder ausschließlich 
aus Versicherungstöchtem bestehen, und gemischten Holdings zu unterscheiden ist, 
die in einem größeren Tätigkeitsfeld aktiv sind; 

andere unbeaufsichtigte Unternehmen, deren Tätigkeiten eine direkte Fortsetzung 
des Versicherungsgeschäfts oder eine Hilfstätigkeit darstellen, wie Unternehmen 
der Vermögensverwaltung, Immobiliengesellschaften oder Datenverarbeitungs- 
gesellschaften. . : ^ 

Die Einbziehung der unbeaufsichtigten Unternehmen bedeutet keineswegs, daß gegenüber 
diesen selbständigen Unternehmen eine Beaufsichtigung erfolgt. Eine Ausnahme von 
dieser Regel sind Rückversicherungsuntemehmen, die in manchen Mitgliedstaaten der 
unmittelbaren Aufsicht unterliegen. Es sollte jedem Mitgliedstaat überlassen bleiben, ob 
er Rückversicherungsuntemehmen beaufsichtigen will oder nicht. Gemäß Artikel 3 kann 
die Anwendung der Maßnahmen auch ausgeschlossen werden, wenn dies unangemesseii 
ist oder die Unternehmen von geringerer Bedeutung sind bzw. ihren Sitz außerhalb der 
Gemeinschaft haben und der Zugriff zu sachdienlichen Informationen schwierig ist. 
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Artikel 4 

Artikel 4 bestimmt, daß die mit der Wahrnehmung zusätzlicher Funktionen beauftragten 
Behörden im Falle eines zu einer Versicherungsgruppe gehörenden Unternehmens die in 
den Dritten Lebens- und Schadenversicherungsrichtlinien (92/96/EWG bzw. 92/49/EWG) 
genannten zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten sein sollen. Im Gegensatz zum 
Banksektor (siehe Richtlinie 92/30/EWG) besteht keine Notwendigkeit, zwischen 
mehreren zuständigen Aufsichtsbehörden zu wählen, wenn mehrere 
Versicherungsuntemehmen Tochterunternehmen derselben Muttergesellschafit sind. Die 
für den Versicherungssektor zur Debatte stehenden Maßnahmen sollten zusätzlich zur 
üblichen Solo-Beaufsichtigung für jedes Versicherungsuntemehmen gelten. Die 
Bankaufsicht sieht eine Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis vor, die die Solo- 
Beaufsichtigung unter bestimmten Bedingungen ersetzt. 

Artikel 5 

Gemäß diesem Artikel sind den Aufsichtsbehörden die sachdienlichen Informationen 
zugänglich zu machen. Daher sollten entsprechende Verfahren eingefuhrt werden, damit 
in jedem Versicherungsuntemehmen oder in jeder Finanz-Holdinggesellschaft, die eine 
Muttergesellschaft ist oder an einen oder mehreren Versicherungsuntemehmen, Finanz- 
Holdinggesellschaften oder ähnlichen Unternehmen, wie Rückversichemngsuntemehmen, 
beteiligt sind, die entsprechend«! Information«! zur Verfügung gestellt werden. (Ein 
d«artiges Erfordernis besteht bereits iur Versicherungsuntemdunen gemäß Artikel 9 bzw. 
8 der Richtlinien 92/49/EWG und 92/98/EWG). 

Artikel 6 

Um alle wichtigen Beziehungen, die «n V«sicherungsunteraehmen mit anderen 
Unternehmen unterhält, sinnvoll zu beaufsichtigen, müssen die Aufsichtsbehörden ein 
Recht auf direkten Zugang zu allen wichtigen Informationen in den betreffenden 
Unternehmen haben ("droit de suite"). Dieses Recht sollte gegenüber 

allen Unternehmen gelten, deren Mutter- oder Tochtergesellschaft ein 
Versichemngsuntemehm«! ist und 

allen Unternehmen, an denen ein Versichemngsuntemehmen beteiligt ist. 

Im Hinblick auf die Durchsetzung eines derartigen Informationsrechts wird den 
zuständigen Behörden ein breiter Spielraum eingeräumt damit sie die Informationen 
entweder direkt oder über ein beaufsichtigtes Versicherungsuntemehmen erhalten können. 

Es ist möglicherweise erforderlich, daß die zuständigen Behörden die erhaltenen 
Informationen vor Ort nachprüfen müssen. Nachprüfungen dieser Art können auch in 
anderen Nfitgliedstaaten niedergelassene Versicherungsuntemehmen betreffen, z.B. wenn 
eine Finanz-Holding nicht nur in «nem Mitgliedstaat Tocht«gesellschaften hat Mit 
diesem Artikel werden deshalb Regeln für die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
Behörden über den Informationszugang eingefuhrt. 
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Artikel 7 

Hat ein Versicherungsuntcrnchmcn eine Muttergescllschafl, eine oder mehrere 
Tochtergesellschaften oder ist sie an einem Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat 
bzw, anderen Mitgliedstaaten beteiligt, so besteht für die zuständigen Behörden die 
Notwendigkeit der Zusammenarbeit. Mit diesem Artikel werden die zuständigen Behörden 
ersucht, alle sachdienlichen Informationen, die die behördliche Arbeit vereinfachen und 
die Beaufsichtigung der Tätigkeit und der finanziellen Situation der Versicherungsunter- 
nehmen zuständigkeitshalber ermöglichen, auszutauschen. Der Informationsaustausch 
zwischen zuständigen Behörden unterliegt aufgrund der Richtlinien 92/49/EWG und 
92/96/EWG bereits dem Berufsgeheimnis. 

Artikel 8 

Gruppeninteme Transaktionen können sich in erheblichem Maße auf die Solvenz der 
beteiligten Versicherungsuntemehmen auswirken. Aus diesem Grunde unterliegen diese 
Transaktionen den Vorschriften über die Diversifizierung der Vermögenswerte der Dritten 
EG-Versicherungsrichtlinien. Diese Regeln sind jedoch nur teilweise eine Lösung, weil 
sie lediglich die Vermögenswerte zur Bedeckung der versicherungstechnischen 
Rückstellungen betreffen. Die Ausdehnung der gegenwärtigen Vorschriften über die 
Diversifizierung der Vermögenswerte auf diese Art von Transaktionen wäre eine äußerst 
einengende Lösung, die unerwünschte Ndienwirkungen auf die Geschäftsführung der 
Versicherungsuntemehmen hätte. Als Alternative wird vorgeschlagen, daß die 
Mitgiiedstaaten den Grundsatz einführen, gmppeninterae Transaktionen zu marktüblichen 
Bedingungen ("at arms length") abzuwickeln. Dies gilt für Transaktionen zwischen dnem 
Versicherungsuntemehmen und seiner Mutter- oder seinen Tochtergesellschaften sowie 
für Transaktionen mit einem Unternehmen, an dem dn Versicherungsuntemehmen eine 
Beteiligung hält. 

Die Behörden sollten über gruppeninteme. Transaktionen mindestens im Wege einer 
jährlichen Berichterstattung informiert werden. Nach Auffassung der Kommission sollten 
die genauen Vorschriften über das Verfahren, die behördlich relevanten Informationen 
und Fristverlängerungen von den Mitgliedstaaten und nicht auf EU-Ebene festgelegt 
werden. Nur wichtige Transaktionen sollten notifiziert werden. 

Artikel 9 

In diesem Artikel wird von den Mitgliedstaaten gefordert, daß sie eine bereinigte 
Solvabilitätsberechnung durchführen. Hiermit soll die doppelte Eigenkapitalnutzung 
("Double gearing") verhindert werden. Das Problem der doppelten Eigenkapitalnutzung 
kann auftreten, wenn sich ein Versichemngsuntemehmen an anderen Unternehmen 
beteiligt. Double gearing entsteht durch die mehrfache Nutzung desselben Kapitals als das 
Kapital, das für Versichemngsuntemehmen derselben Gmppe vorgeschrieben ist. Während 
also das einzelne Unternehmen den Soivenzanfordemngen entspricht, kann sich 
heraussteilen, daß die Solvenz der Gmppe ausgehöhlt, die Gmppe also unterkapitalisiert 
ist. Es steht außer Frage, daß das Double gearing der Solvenz eines 
Versichemngsuntemehmens rüjträglich ist. 
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In Anhang I des Vorschlags werden drei Methoden beschrieben, die zur Vermeidung der 
doppelten Eigenkapital nutzung angewandt werden können. Alle Methoden sind 
bestimmt, zusätzlich zu bestehenden Berechnungen eine bereinigte Solvabilitätsberech- 
nung vorzunehmen. 

Wenn die bereinigte Solvenzlage negativ ist, ergreifen die zuständigen Behörden 
angemessene Maßnahmen auf der Ebene des betreffenden Versicherungsuntemehmens. 

Artikel 10 

Gemäß diesem Artikel haben die Mitgliedstaaten zu berücksichtigen, daß eine 
Holdinggesellschaft als Dachgesellschaft oder als zwischengeschaltete Gesellschaft die 
finanzielle Situation eines Versicherungsuntemehmens beeinflussen kann. Es besteht nicht 
die Absicht, eine Holdinggesellschaft unmittelbar der behördlichen Aufsicht zu 
unterstellen, sondern sie bleibt eine unbeaufsichtigte Gesellschaft als solche. 

Im Anhang II werden zwei Methoden vorgeschlagen, um bei einer Holdinggesellschaft 
mit einer oder mehreren Versicherungstöchtem einen Kapitaltest durchzufuhren. Die Wahl 
der Methode wird den Mitgliedstaaten überlassen. Für den Fall, daß die Anwendung der 
Methoden zu dem Ergebnis führt, daß die Solvenz eines Versicherungsuntemehmens 
wegen der Stellung seiner Mutterholding stark belastet wird und unter Berücksichtigung 
der Tatsache, daß die Holdinggesellschaft keiner Aufsicht untersteht, wird vorgeschlagen, 
daß sich die Aufsichtsbehörden an die Versicherungstöchter wenden und auf dieser Ebene 
sachdienliche Maßnahmen ergreifen. 

ANHANG I 

Es gibt drei verschiedene Ansätze zur Verhinderung der doppelten Eigenkapitalnutzung. Alle 
Methoden bezwecken die Berechnung des verfügbaren aufsichdichen Kapitals eines 
Versichemngsunteraehmens nach Beseitigung aller Double gearing-Effekte. Dies wird zusätzlich 
zu den in den einschlägigen EG-Versichemngsrichtlinien verlangten aufsichdichen Solo- 
Eigenkapitalanforderungen vorgenommen. Die Anwendung der drei Methoden wird in Anhang I 
beschrieben: 

I Methode, die auf konsolidierter Rechnungslegung basiert 

Die erste dieser Methoden nutzt für die Berechnung des aufsichtlichen Solo-plus- 
Kapitals eine konsolidierte Rechnungslegung, die auf die gesamte 
Versicherungsgruppe angewandt wird. 

II Anfordemngsabzugsmethode 

Eine zweite Methode meidet das Verfahren der Konsolidierung der 
Rechnungslegung und veriangt, daß das aufsichtliche Solo-Eigenkapital des 
beaufsichtigten Unternehmens die Summe der auftichtlichen Solo- 
Eigenkapitalanfordemngen des beaufsichtigten Untemi^mehs und der betätigten 
Unternehmen, die in die Berechnung eingeschlossen sit^, ‘firbicht oder übersteigt. 
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in Abzugs- und Aggregationsmethode 

Entsprechend der "Methode, die auf konsolidierter Rechnungslegung basiert" und 
der "Anforderungsabzugsmethode" verlangt diese Methode den Abzug der 
aggregierten Solo-pius-Eigenkapitalanforderungen vom aufsi ehrlichen Solo-plus- 
Ei genkapital. 

Um ein Rückversicherungsuntemehmen in einer Gruppe zu berücksichtigen und zu 
vermeiden, daß eine doppelte Kapital nutzung stattfindet (in Mitgliedstaaten, die 
Rückversicherer direkt beaufsichtigen) oder ähnliche Auswirkungen die Folge sind 
(in Mitgliedstaaten, die eine indirekte Art der Aufsicht über Rückversicherer 
ausüben), wird vorgeschlagen, in der Praxis eine nicht bindende Solvenzberechnung 
für Rückversicherungstochter- oder -beteiligungsuntemehmen vorzunehmen. Im 
Endeffekt führt dieser Ansatz eine "hypothetische Eigenkapitalanforderung" für 
Rückversicherungsuntemehmen dn, die in Gebrauch und Wirkung auf die internen 
aufsichtlichen Berechnungen im gegenwärtigen Kontext beschränkt ist. 

ANHANG 11 

Die Mitgliedstaaten können zwei Methoden anwenden, um die Finanzlage einer 
"Finanzholdinggesellschaft" (d.h. einer Gesellschaft, die kein Versicherungsuntemehmen ist und 
deren Tochterunternehmen ausschließlich oder überwiegend Versichemngsuntemehmen sind) 
zu bestimmen. Die Holdinggesellschaft kann an der Spitze der Gmppe oder in zwischenge- 
schalteter Position stehen. 

Da die Aufsichtsbehörden beide Methoden anwenden können, können Fälle auftreten, in denen 
Versichemngstöohter einer Finanzholdinggesellschaft in verschiedenen Mitgliedstaaten 
niedergelassen sind. Anhang II fordert von den Mitgliedstaaten die Gewährleistung, daß 
zwischen den in verschiedenen Mitgliedstaaten angewandten Methoden Übereinstimmung 
besteht. 
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Vorschlag für eine 

R1C.HTL1NIH [UJROPÄISCHnN PARLAMENTS UND DKS RA TliS 
über die zusälzHche Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen 
einer Versicherungsgruppe 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION- 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission*’’, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses*^’ 
gemäß dem Verfahren des Artikels 1 89b des Vertrages*^’, 
in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach der Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung)*^’ und der Richtlinie 79/267/EWG 
des Rates vom 5. März 1979 zur Koordinierung der Rechts- und Verwältungsvorschriften über 
die Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung (Lebensversicherung)**’ müssen 
Versicherungsuntemehmen über eine Solvabilitätsspanne verfugen. 

Nach den Richtlinien 92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der 
Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG (Dritte 
Richtlinie Schadensversicherung)*®’ und 92/96/EWG des Rates vom 10. November 1992 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung 
(Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 79/267/EWG und 90/619/EWG 
(Dritte Richtlinie Lebensversicherung)*’’ bedürfen die Aufnahme und Ausübung des 
Versicherungsgeschäftes einer einheitlichen Zulassung, die von den Behörden des 
Mitgliedstaates erteilt wird, in dem das Versicherungsuntemehmen seinen Sitz hat. Diese 
Zulassung erlaubt es dem Unternehmen, überall in der Gemeinschaft im Rahmen der 


<” ABI. Nr. 

*” ABI. Nr. 

**’ ABI. Nr. 

*^’ ABL. Nr. L 228 vom 16.8.1973, S. 3 Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 
95/26/EG, ABI. Nr. L 168 vom 18.7.1995, S. 7. 

**’ ABI. Nr. L 63 vom 13.3.1979, S. 1, Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie , 
95/26/EG. 

*®’ ABI. Nr. L 228 vom 1 1 ,8.1992, S. 1, Richtlinie geändert durch die Richtlinie 95/26/EG. 

*” ABI. Nr. L 360 vom 9.12.1992, S. 1, Richtlinie geändert durch die Richtlinie 95/26/EG. 
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Niederlassungs- und der Dienstlcistungsfreihcit Geschäfte zu betreiben. Die Aufsicht über die 
finanzielle Solidität einschließlich der Solvabilität, ist von den zuständen Behörden des 
Herkunftsmitgliedstaates auszuüben. 

Die zusätzliche Aufsicht über Versicherungskonzem-Untemehmen soll den Aufsichtsbehörden 
des Mutterversicherungsuntemehmens die Möglichkeit zu einer fundierten Beurteilung der 
finanziellen Situation des Versicherungsuntemehmens geben. Die ^sätziiche Aufsicht soll auch 
bestimmte Unternehmen umfassen, die bisher der Aufsicht nach den Gemeinschaftsrichtlinien 
nicht unterlagen. Die Richtlinie läßt die Aufsicht über Unternehmen auf individueller Basis 
unberührt. 

Da die Versicherungsuntemehmen in einem gemeinsamen Versicherungsmarkt in direktem 
Wettbewerb miteinander stehen, müssen die Standards für die Kapitalanforderungen 
gleichwertig sein. Deshalb sollten die Kriterien für die Bestimmung der zusätzlichen Aufsicht 
nicht allein den Mitgliedstaaten überlassen werden. Die Annahme gemeinsamer Grundregeln 
liegt im wohlverstandenen Interesse der Gemeinschaft, da durch sie Wettbewerbsverzerrungen 
vermieden wwden und die Versicherungswirtschaft in der Gemeinschaft gestärkt wird. 
Bestimmte Unterschiede zwischen den Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten, welche die Finanzaufsicht über Versicherungsuntemehmen in einer Gruppe bestimmen, 
müssen beseitigt werden. 

Für Versicherungsuntemehmen in einer Gruppe muß die bereinigte Solvenzlage berechnet 
werden. Der Gruppenzugehörigkeit von Versichemngsuntemehmen wird von den Behörden in 
einigen Mitgliedstaaten in unterschiedlicher Weise Rechnung getragen; es ist davon auszugehen, 
daß die hierbei angewandten Methoden im Hinblick auf die Finanzaufsicht gleichwertig sind. 

Der gewählte Ansatz besteht in einer wesentlichen, notwendigen und ausreichenden 
Haimonisiemng, um zu einer gegenseitigen Anerkennung der insoweit jeweils angewandten 
Systeme der Finanzaufsicht zu gelangen. 

In einigen Artikeln dieser Richtlinie sind nur Mindestvorschriften festgelegt; der 
Herkunftsmitgliedstaat kann für die von seinen zuständigen Behörden zugelassenen 
Versichemngsuntemehmen strengere Regelungen erlassen. 

Die Richtlinie betrifft allein den Fall, daß das Kapital eines Versichemngsuntemehmens ganz 
oder teilweise von einem anderen Versichemngsuntemehmen oder einer Holdinggesellschaft 
gehalten wird; die Einzelaufsicht über Versichemngsuntemehmen bldbt dn wesentlicher 
Gmndsatz der Versichemngsaufsicht. 

Die zuständigen Behörden müssen zumindest über Möglichkeiten verfügen, um von allen 
Unternehmen der Gruppe die erforderlichen Informationen zu erhalten, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendig sind; eineZusammenarbdt zwischen den Versichemngsaufsichtsbehörden 
und der für andere Finanzbereiche zuständigen Behörden ist herbeizuführen. 
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Bestimmte konzerninterne Geschäfte können sich auf die Finanzlage eines 
Versicherungsuntemehmens auswirken. Die zuständigen Behörden sollten ermittdn, ob die 
konzemintemen Geschäfte grundsätzlich gemäß normalen Marktbedingungen abgeschlossen 
werden. Die Anwendung dieses allgemeinen Grundsatzes bedeutet nicht, daß nach anderen 
Bedingungen abgeschlossene konzerninterne Geschäfte unter allen Umständen untersagt werden 
sollten. Eine Aufsicht über solche Geschähe durch die zuständigen Behörden ist deshalb 
wünschenswert. 

Die Richtlinie ermöglicht insbesondere eine in der gesamten Gemeinschaft einheitliche 
Anwendung der Aufsichtsregeln, die bereits durch andere Gemeinschaftsakte festgelegt worden 
sind und erleichtert die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Versicherung; die 
Anwendung der Richtlinie dient insbesondere dem Schutz der Versicherungsnehmer. 

Die Umsetzung der Richtlinie erfordert komplizierte Anpassungen der Gesetze bestimmter 
Mitgliedstaaten im Bereich der Finanzaufsicht sowie des Gesell Schafts- und Steuerrechts; 
deshalb ist es berechtigt diesen Mitgliedstaaten zu gestatten, dass sie, während einer Zeit, die 
spätestens am 1. Juli 2001 endet, die Definition der Beteiligung in einem anderem Unternehmen 
erst ab einer Schwelle von 25 % des Kapitals oder der Stimmrechte anzuwenden - 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 
Definitionen 


Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet: 

(a) 'Versicherungsuntemehmen': ein Unternehmen, das eine behördliche Zulassung gemäß 
Artikel 6 der Richtlinie 73/239/EWG oder Artikel 6 der Richtlinie 79/267/EWG erhalten 
hat; 

(b) 'Rückversicherungsuntemehmen': ein Unternehmen, das ausschließlich von einem 
Versicherungsuntemehmen oder einem anderen Rückversicherungsuntemehmen mit Sitz 
in der Gemeinschaft oder außerhalb der Gemeinschaft abgegebene Risiken übernimmt; 

(c) 'Mutteruntemehmen : ein Muttemntemehmen im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 der 
Richtlinie 83/349/EWG des Rates^*^ sowie jedes Unternehmen, das nach Auffassung der 
zuständigen Bdiörden tatsächlich einen beherrschenden Einfluß auf ein anderes 
Unternehmen ausübt; 

(d) Tochterunternehmen': ein Tochtemntemehmen im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 der 
Richdinie 83/349/EWG sowie jedes Unternehmen, auf das ein Mutteruntemehmen nach 
Auffassung der zuständigen Behörden tatsächlich einen beherrschenden Einfluß ausübt 
Jedes Tochterunternehmen eines Tochterunternehmens wird auch als Tochterunternehmen 
des Mutteruntemehmens, das sich an der Spitze dieser Unternehmen befindet angesehen; 


ABi: Nr. L 193 vom 18.7.1983, S. 1 
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(e) 'Beteiligung': das direkte oder indirekte Halten von mindestens 20 % oder mehr der 
Stimmrechte oder des Kapitals an einem anderen Unternehmen; 

(f) ' Betei ligungsuntemehmen': ein Unternehmen, das entweder ein Mutteruntemehmen ist 
oder ein Unternehmen, das eine Beteiligung hält; 

(g) 'verbundenes Unternehmen': entweder ein Tochterunternehmen oder jedes andere 
Unternehmen, an dem eine Beteiligung gehalten wird; 

(h) , 'Versicherungs-Holdinggesellschaft': ein Unternehmen, welches selbst kein 

Versicherungsuntemehmen ist und dessen Tochterunternehmen entweder ausschließlich 
oder hauptsächlich Versicherungs- oder Rückversicherungsuntemehmen sind und zu 
dessen Tochterunternehmen mindestens ein Versicherungsuntemehmen gehört; 

(i) 'gemischte Versicherungs-Holdinggesellschaft'; ein Mutteruntemehmen, das keine 
Versicherungs-Holdinggesellschaft und kein Versicherungsuntemehmen ist und zu dessen 
Tochterunternehmen mindestens ein Versicherungsuntemehmen gehört; 

(j) 'zuständige Behörden'; diejenigen einzelstaatlichen Behörden, die aufgrund von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften die Aufsichtsbefugnis über Versichemngsuntemehmen 
innehaben. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

Vorbehaltlich Artikel 3 findet diese Richtlinie auf Versichemngsuntemehmen Anwendung, die 

ihren eingetragenen Sitz in der Gemanschaft haben. 

Artikel 3 

Erweiterte Aufsicht über Versichemngsuntemehmen einer Gmpp e 

1. Zusätzlich zu den Vorschriften der Richtlinien 73/239/EWG und 79/267/EWG, die die 
Regeln zur Beaufsichtigung von Versichemngsuntemehmen enthalten, sehen diö 
Mitgliedstaaten vor, daß die Beaufsichtigung von Versichemngsuntemehmen, welche 
Beteiligungsuntemehmen mindestens eines Versichemngsuntemehmens oder 
Rückversichemngsuntemehmen sind, nach Maßgabe der Artikel S, 6, 8 und 9 ergänzt 
wird. 

2. Jedes Versichemngsuntemehmen, dessen Muttemntemehmen eine in der Gemeinschaft 
eingetragene Versicherungs-Holdinggesellschaft ist, ist einer zusätzlichen Beaufsichtigung 
nach Maßgabe der Artikel 5 Absatz 2, 6, 8 und 10 unterworfen. 

3. Jedes Versichemngsuntemehmen, dessen Muttemntemehmen eine in der Gemeinschaft 
eingetragene gemischte Versichemngs-Holdinggesellschaft ist, ist einer zusätzlichen 
Beaufsichtigung nach Maßgabe der Artikd 5 Absatz 2, 6 und 8 und der in ihnen 
vorgesehenen Modalitäten unterworfen! 
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4. Die Durchführung der zusätzlichen Aufsicht gemäß diesem Artikel bedeutet nicht, daß 
die zuständigeri Behörden gehalten sind, eine Kontrollfunktion über die Versicherungs- 
Holdinggesellschaft, die gemischte Versicherungs-Holdinggesellschaft oder das 
Rückversicherungsuntemehmen auf individueller Basis auszuüben. 

5 Die Mitgliedstaaten oder die mit der zusätzlichen Beaufsichtigung beauftragten 
zuständigen Behörden können jedoch in den nachstehend aufgefiihrten Fällen auf die 
Einbeziehung eines Versicherungsuntemehmens oder eines sonstigen Unternehmens, das 
ein Tochterunternehmen ist oder an dem eine Beteiligung gehalten wird, in die zusätzliche 
Aufsicht verzichten, 

wenn das einzubeziehende Unternehmen seinen Sitz außerhalb der Gemeinschaft 
hat und der Übermittlung der notwendigen Informationen rechtliche Hindernisse 
im Wege stehen; 

wenn das einzubeziehende Unternehmen nach Auffassung der zuständigen 
Behörden im Hinblick auf die Ziele der Beaufsichtigung der 
Versicherungsuntemehmen nur von untergeordneter Bedeutung ist oder 

wenn nach Auffassung der zuständigen Behörden die Einbeziehung der Finanzlage 
des Unternehmens in die Berechnung der bereinigten Solvenzlage in bezug auf die 
Ziele der zusätzlichen Aufsicht der Versicherungsuntemehmen ungeeignet oder 
irreführend wäre. 

Artikel 4 

Für die zusätzliche Aufsicht zuständige Behörden 

1 . Die Beaufsichtigung gemäß Artikel 3 wird von der zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaats durchgefuhrt, die dem Versicherungsuntemehmen die Zulassung gemäß 
Artikel 6 der Richtlinie 73/239/EWG oder Artikel 6 der Richtlinie 79/267/EWG erteilt 
hat. 

2. Gibt es in den Mitgliedstaaten mehr als eine für die Beaufsichtigung von 
Versicherungsuntemehmen und Rückversicherungsuntemehmen zuständige Behörde, so 
ergreifen die Mitgliedstaaten die für die Koordinierung dieser Behörden erforderlichen 
Maßnahmen. 

Artikel 5 

Verfügbarkeit und Qualität der Information 

1 . Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die zuständigen Behörden fordern, daß in 
Versicherungsuntemehmen, die Beteiiigungsuntemehmen oder verbundene Unternehmen 
eines oder mehrerer Versicherungs- oder Rückversicherungsuntemehmen oder einer oder 
mehrerer Versicherungs-Holdinggesellschaften sind, angemessene interne 
Kontrollverfahren für die Vorlage von Informationen und Auskünften bestehen, die für 
die Durchführung der Beaufsichtigung gemäß dieser Richtlinie erforderlich sind. 


22 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4110 


2, Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen um sicherzustellen, daß keine 
rechtlichen Hindernisse es den in die Beaufsichtigung gemäß Artikel 3 einbezogenen 
Unternehmen und ihren verbundenen Unternehmen sowie Beteiligungsuntemehmen 
verwehren, untereinander die Informationen auszutauschen, die für die Durchführung der 
Beaufsichtigung gemäß dieser Richtlinie zweckdienlich sind. 

Artikel 6 

Zugang zur Information 

1. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß ihre für die Beaufsichtigung gemäß Artikel 3 
zuständigen Behörden Zugang zu jeder Information bei Versicherungsuntemehmen mit 
Beteiligungsuntemehmen, verbundenen Unternehmen oder verbundenen Unternehmen von 
Beteiligungsuntemehmen des Versicherungsuntemehmens haben, die für die 
Beaufsichtigung eines Versichemngsuntemehmens zweckdienlich ist. Um die 
Übermittlung der erforderlichen Information sicherzustellen, können sich die zuständigen 
Behörden entweder direkt an die betreffenden Unternehmen selbst wenden oder diese 
Informationen durch das Versicherungsuntemehmen anfordera. 

2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß ihre zuständigen Behörden in ihrem Hoheitsgebiet 
selbst oder durch von ihnen dazu beauftragte Personen Vor-Ort-Prüfüngen der gemäß 
Absatz 1 erhaltenen Informationen durchführen können. 

3 Falls, in Anwendung von Absatz 2, die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaates in 
bestimmten Fällen die ein Versichemngsunteraehmen mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat betreffenden Informationen nachprüfen wollen, müssen sie die zuständigen 
Behörden des anderen Mitgliedstaates um diese Nachprüfung ersuchen. Die ersuchten 
Behörden müssen dem Ersuchen im Rahmen ihrer Befugnisse entsprechen, indem sie die 
Nachprüfung entweder selbst vornehmen oder die ersuchenden Behörden zu ihrer 
Durchfühmng ermächtigen oder gestatten, daß die Nachprüfung von einem 
Wirtschaftsprüfer oder Sachverstäntügen durchgeführt wird. 

Artikel 7 

Zusammenarbeit der zuständigen Behörden 

1 Falls Versicherungsuntemehmen mit Sitz in verschiedenen Mitgliedstaaten direkt oder 
indirekt verbunden sind oder ein gemeinsames Beteiligungsuntemehmen haben, 
übermitteln die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates einander die Informationen, 
die zweckdioilich sind, um die Beaufsichtigung nach dieser Richtlinie zu ermöglichen 
oder zu erleichtern. 

2. Falls ein Versicherungsuntemehmen direkt oder indirekt mit einem Kreditinstitut gemäß 
der Definition in der Richtlinie 77/780/EWG des Rates*’^ oder einer Wertpapierfirma 
gemäß der Definition in der Richtlinie 93/22/EWG des Rates^‘®^ verbunden ist oder diese 


<’> ABI. Nr. L 322 vom 17.12.1977, S. 30. 
ABI. Nr. L 141 vom 11. 6.1993, S. 27. 
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Unternehmen ein gemeinsames Beteiiigungsuntemehmen haben, arbeiten die zuständigen 
Behörden und die mit der amtlichen Beaufsichtigung dieser anderen Unternehmen 
betrauten Behörden eng zusammen. Unbeschadet ihrer jeweiligen Befugnisse teilen sich 
diese Behörden alle Informationen mit, die gedgnet sind, die Erfüllung ihrer Aufgabe zu 
erleichtern, insbesondere gemäß dieser Richtlinie. 

3. Die aufgrund dieser Richtlinie erhaltenen Informationen und insbesondere der in dieser 
Richtlinie vorgesehene Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden 
unterliegen dem Berufsgeheimnis gemäß Artikel 16 der Richtlinie 92/49/EWG und 
Artikel 15 der Richtlinie 92/96/EWG. 

Artikel 8 

Gruppeninteme Geschäfte 

1. Um festzustellen, ob gruppeninteme Geschäfte grundsätzlich zu normalen 
Marktbedingungen abgeschlossen werden, erstrecken die Mitgliedstaatoi die 
Versichemngsaufsicht 

a. auf Geschäfte der in Absatz 2 bezeichneten Art, wenn diese stattfinden zwisdien 
einem Versicherungsuntemehmen und 

i) einem betdligten Unternehmen des Versicherungsuntemehmens, 

ii) einem Beteiligungsuntemdimen des Versicherungsuntemehmens, 

iii) einem beteiligten Unternehmen dnes Beteiligungsuntemehmens des 

Versichemngsuntemehmens; 

b. auf Geschäfte der in Absatz 2 bezeichneten Art zwischen dem 
Versicherungsuntemehmen und einer natüriichen Person, die dne Betdligung hält 
an 

i) dem Versicherungsuntemehmenoderandnemsdnerbetdligten Unternehmen, 

ii) einem Betdligungsuntemehmen des Versichenmgsuntemehmens, 

iii) einem betdligten Unternehmen dnes Betdligungsuntemehmens des 

Vo-sicherungsunteraehmens. 

2. Oie Mitgliedstaaten sehen eine mindest jährliche Berichterstattung seitens des 
Versicherungsuntemehmens an die zuständigen Behörden über Geschäfte nach Absatz 1 
vor, die insbesondere wichtige 

Darlehen, 

Bürgschaften oder sonstige nicht in der Bilanz ausgewiesene Verpfliditvingen, 
auf die Solvenzmarge anrechenbare Vermögenswerte, 

Wertpapiere 

betreffen. 
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Artikel 9 

Be^cini^te Solvabilität 

Vorbehaltlich Artikel 3 Absatz I sehen die Mitgliedstaaten vor, daß eine bereinigte 
Solvabilitätsberechnung durchgeführt wird. Sie ist gemäß Anhang I zu dieser Richtlinie 
vorzunehmen. 

Die nach Anhang I vorzunehmende Berechnung umfaßt verbundene Unternehmen oder 
Beteiligungsunternehmen, welche ihren eingetragenen Sitz außerhalb der Gemeinschaft 
haben, sofern es sich handelt um 

ein Unternehmen, das einer Zulassung bedürfte, gemäß Artikel 6 der Richtlinie 
73/239/EWG oder Artikel 6 der Richtlinie 79/267/EWG, wenn es in der 
Gemeinschaft niedergelassen wäre oder um 
ein Rückversicherungsuntemehmen oder um 
eine Versicherungs-Holdinggesellschaft. 

Führt die bereinigte Solvabilitätsberechnung zu einem negativen Ergebnis, ergreifen die 
zuständigen Behörden die erforderlichen Maßnahmen gegenüber dem betreffenden 
Versicherungsuntemehmen. 


Artikel 10 

V ersi cherungs-Holdi ngpesellschaften 

in den in Artikel 3 Absatz 2 genannten Fällen verlangen die Mitgliedstaaten die 
Anwendung einer der zusätzlichen Aufsichtsmethoden gemäß Anhang ü. 

In den in Artikel 3 Absatz 2 genannten Fällen umfaßt die Berechnung alle in Artikel 9 
Absatz 2 genannten verbundenen Unternehmen der Versicherungs-Holdinggesellschaft. 

Wenn die zuständigen Behörden im Ergebnis zu der Auffassung kommen, daß die 
Solvabilität eines beteiligten Versicherungsuntemehmens der Versicherungs- 
Holdinggesellschaft beeinträchtigt ist, so ergreifen sie angemessene Maßnahmen auf der 
Ebene dieses Versicherungsuntemehmens. 

Artikel 11 

Durchfühmnp 

Die Mitgliedstaaten erlassen spätestens am 1. Januar 1997 die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Die genaimten 
Bestimmungen treten spätestens am 1. Juli 1997 in Kraft. Die Mitgliedstaaten setzen die 
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

Für einen Zeitraum, der spätestens am 1. Juli 2001 endet, können die Mi^iedstaaten bei 
der Definition einer Beteiligung einen Schwellenwert von 2S % anwenden. 
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3. Wenn die Mitgiiedstaaten Vorschriften nach Absatz I erlassen, nehmen sie in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese 
Richtlinie bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet 
erlassen. 


Artikel 12 
Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Artikel 1 3 
Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG 1 

BERECHNUNG DKR BEREINIGTEN SOLVENZL.AOE 
I . Wahl der Berechnunasmethode und ^^undle^ende Prinzipien 

A Eine oder mehrere der nachfolgend beschriebenen Berechnungsmethoden werden für die 
bereinigte Solvenzlage der in Artikel 3 Absatz I genannten Versicherungsuntemehmen 
angewandt. Zu diesem Zweck werden die für die Solvenzspanne zulässigen Elemente 
bereinigt und mit einer bereinigten Solvenzspanne verglichen. 

B Unabhängig von der angewandten Methode wird die gruppeninteme Schöpfung von für 
die Solvenzspanne zulässigen Elementen bei der Berechnung der bereinigten Solvenzlage 
ausgeschlossen. 

Sofern die genannten Methoden dies nicht bereits vorsehen, werden zu diesem Zweck bei 
der Berechnung der für die bereinigte Solvenzlage zulässigen Elemente folgende Elemente 
ausgeschlossen: 

(i) alle auf die Solvenzspanne des Versicherungsuntemehmens, für das die bereinigte 
Solvenzlage berechnet wird, anrechenbaren Eigenmittel, die letztlich herrtihren von 

einem beteiligten Unternehmen dieses Versicherungsuntemehmens oder 
einem beteiligten Unternehmen eines Beteiligungsuntemehmens dieses 
Versicherungsuntemehmens 

und 

(ii) alle für die Solvenzspanne eines beteiligten Versichemngsuntemehmens oder die 
hypothetische Solvenz eines beteiligten Rückversichemngsuntemehmens, eines 
Versicherungsbeteiligungsuntemehmens, für das die bereinigte Solvenzlage 
berechnet wird, zulässigen Elemente, die herrühren von 

dem Versicherungsbeteiligungsuntemehmen oder 

dem betei 1 igten U ntemehmen des Versichemngsbetei li gungsuntemehmens oder 
einem beteiligten Unternehmen eines an dem beteiligten Versichemngsunter- 
nehmen beteiligten Unternehmens, für das die bereinigte Solvenzlage 
berechnet wird. 

In entsprechender Anwendung dieser Regeln bleibt bei der Berechnung folgendes 
unberücksichtigt; 

alle gezeichneten, nicht eingezahlten Teile des Kapitals 

Gewinniücklagen und künftige Gewinne von Lebensversicherungsuntemehmen. 
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(' Mit Ausnahme der licrechiuing eines Solvenzdcfizits in einer Tochtergesellschaft wird 
diese Berechnung unter Berücksichtigung der einschlägigen Prozentsätze der ver- 
mittelnden Beteiligungen proportional*'* vorgenommen. 

D Die zuständigen Behörden steilen sicher, daß die bereinigte Solvenzlage in denselben 
Intervallen berechnet wird wie die Berechnung der Solvenzspanne für Versicherungs- 
Unternehmen gemäß den Richtlinien 73/239/EWG und 79/267/EWG. Die Bewertung der 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten erfolgt nach den hierfür geltenden Bestimmungen 
der Richtlinien 73/239/EWG und 79/267/EWG in der Fassung der Richtlinien 92/49/EWG 
und 92/96/EWG. 

2. Methoden und maßgebliche Sachverhalte 

2.1 Beteiligte Versicherungsuntemehmen 

Im Fall eines Versicherungsuntemehmens, das direkt beteiligtes Unternehmen an einem 
anderen Versicherungsuntemehmen ist, wird die bereinigte Solvenzberechnung gemäß 
einer der weiter unten beschriebenen Methoden durchgefuhrt. 

Bei allen Methoden soll, wenn das Versicherungsuntemehmen mehr als ein direkt 
beteiligtes Versichemngsuntemehmen hat, die bereinigte Solvenzberechnung unter 
Einbeziehung aller dieser direkt beteiligten Unternehmen durchgeführt werden. 

In Fällen gestufter Beteiligungen (z.B.; ein Versicherungsuntemehmen ist Beteiligungs- 
Unternehmen an einem anderen Versicherungsuntemehmen, das wiedemm Beteiligungs- 
Unternehmen an einem Versicherungsuntemehmen ist) wird die bereinigte Solvenzberech- 
nung auf der Ebene jedes Beteiligungsuntemehmens durchgefuhrt, das mindestens ein 
beteiligtes Versicherungs- oder Rückversicherungsuntemehmen hat. 

Unbeschadet spezifischer Bestimmungen in anderen Richtlinien brauchen die Mitglied- 
staatoi bei Anwendung der Methode 3 die berdnigte Solvenzlage für an Versicherungs- 
Unternehmen nicht zu berechnen, wenn es sich bei diesem Unternehmen um ein 
beteiligtes Unternehmen eines anderen Versicherungsuntemehmens in dem gleichen 
Mitgliedstaat handelt, das seine bereinigte Solvenzlage unter Berücksichtigung seiner 
beteiligten Versicherungsuntemehmen und Rückversichemngsuntemehmen berechnet. 
Diese Möglichkeit besteht auch, wenn das Beteiligungsuntemehmen eine Versichemngs- 
Holdinggesellschaft mit Sitz in demselben Mitgliedstaat wie das Verächerungsunta- 
nehmen ist und eina da Vasicherungsaufsicht vagleichbaren Aufsicht unterliegt. In 
beiden Fällen sind Maßnahmen zu agreifen, die eine angemessene Kapitalaufteilung 
innerhalb der Versichemngsgmppe und außadem gewährleisten, daß das Kapital 
tatsächlich für die Kapitalbewegungen zwischen dem beteiligten Unternehmen und da 
bzw. den betreffenden Baeiligungsuntemdunen zur Verfügung steht. 


Wo dieser Anhang einen proportionalen Anteil oda maßgeblichen Prozentsatz nennt, soll 
bei seiner Berechnung der Prozentsatz zugrundegelegt werden, der auch bei da Erstellung 
des konsolidierten Jahresabschlusses verwenda wurde. 
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METHODE 1 : Abzugs- und Aggregationsmethode 

Oie bereinigte Solvenzlage des Versicherungsbeteiligungsuntemehmens ist die Differenz 
zwischen; 

(i) der Summe aus: 

1. den für die Solvenzspanne zulässigen Elementen des Beteiligungsuntemehmens 

2. dem proportionalen Anteil des Beteiligungsuntemehmens an der Solvenzspanne des 
beteiligten Unternehmens, der vom Beteiligungs-Unternehmen stammt 

und 

(ii) der Summe aus: 

a. dem Buchwert im Beteiligungsuntemehmen aller für die Solvenzspanne des beteiligten 
Unternehmens zulässigen Elemente, 

b. der Solvenzanforderung des Beteiligungsuntemarmens, 

c. dem proportionalen Anteil der Solvenzanforderung des beteiligten Unternehmens; werm 
das beteiligte Unternehmen eine Tochtergesellschaft ist und ein Solvenzdefizit hat, ist die 
gesamte Anforderung zu berücksichtigen. 

METHODE 2; Anforderungsabzugsmethode 

Die bereinigte Solvenzlage des Versichemngsbeteiligungsunteraehmens ist die Differenz 
zwischen®: 

der Summe der für die Solvenzspanne des Beteiligungsuntemehmens zulässigen Elemente 
und 

der Summe aus; 

a. der Solvenzanforderung des Beteiligungsuntemehmens, 

b. dem proportionalen Anteil an der Solvenzanfordemng des beteiligten Unternehmens; 
wenn das beteiligte Unternehmen eine Tochtergesellschaft ist und ein Solvenzdefizit hat, 
ist die gesamte Anfordemng zu berücksichtigen. 

METHODE 3; M^ode, die auf konsolidierter Rechnungslegung basiert 

Die Berechnung der bereinigten Solvenzlage des Betdligungsuntemehmens geht von der 
konsolidierten Rechnungslegung aus, um gemäß der Richtlinie 91/647/EWG und den Richtlinien 
,73/239/EWG und Richtlinie 79/267/EWG, geändert durch die Richtlinien 92/49/EWG und 
92/96/EWG, die für die Solvenzspanne des Beteiligungsuntemehmens und der betreffenden 
beteiligten Unternehmen zulässigen konsolidierten Elemente zu berechnen. 


® Die Beteiligung an einem beteiligten Unternehmen ist zum Nettobuchwert der Anteile 
einzubedehen. 
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Die bereinigte Soivenzlage des Beteiligungsunternehmens ist die Differenz zwischen: 

den in der konsolidierten Rechnungslegung gezeigten, für die Solvenzspanne zulässigen 
Elementen; 

und 

der Summe aus der Solvenzanforderung des Beteiligungsunternehmens und dem relevanten 
proportionalen Anteil an der Solvenzanforderung des beteiligten Unternehmens. Wenn das 
beteiligte Unternehmen ein Solvenzdefizit hat, ist sein gesamtes Solvenzdefizit zu berücksichti- 
gen. 

2.2 Beteiligte Rückversicherungsuntemehmen 

Für jedes beteiligte Rückversicherungsuntemehmen eines Versichemngsuntemehmens wird eine 
hypothetische Solvenzanforderung gemäß den Regeln in Artikel 16(3) der Richtlinie 
73/239/EWG oder Artikel 18(3) der Richtlinie 79/267/EWG aufgestellt. Für das beteiligte 
Rückversichemngsunteraehmen werden dieselben Eigenmittelelemente als zulässig für die 
hypothetischen Eigenmittel anerkannt wie die gemäß Artikel 24 der Richtlinie 92/49/EWG oder 
Artikel 25 der Richtlinie 92/96/EWG. Die Bewertung der Vermögensgegenstände und 
Verbindlichkeiten erfolgt nach den in den Richtlinien 73/239/EWG und 79/267/EWG in der 
Fassung der Richtlinie 92/49/EWG und 92/96/EWG niedergelegten Grundsätzen. 

Die bereinigte Solvenzlage des beteiligten Versicherungsbeteiligungsuntemehmens ergibt sich 
aus der Anwendung der oben beschriebenen Methoden und grundlegenden Prinzipien. 

2.3 Zwischengeschaltete Versicherungs-Holdinggesellschaft 
Methoden 1 und 2: 

Für jedes Versichemngsbeteiligungsuntemehmen einer Versicherungs-Holdinggesellschaft, die 
ein Beteiligungsunternehmen eines Versicherungsunternehmens oder eines Rückversicherungs- 
Unternehmens ist, wird die bereinigte Solvenzlage in entsprechender Anwendung der oben 
beschriebenen Methoden und grundlegenden Prinzipien berechnet. 

Methode 3: 

Die Versichemngs-Holdinggesellschaft wird in der Einschätzung durch Einbeziehung in die 
konsolidierte Rechnungslegung in entsprechender Anwendung der oben beschriebenen 
Methoden und grundlegenden Prinzipien berücksichtigt. 

3 Unternehmen mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft 

Sofern rechtliche Hindernisse für die Übermittlung der Informationen bestehen, die für den 
Einschluß eines der in Artikel 9 Absatz 2 genannten beteiligten Unternehmen mit Sitz außerhalb 
der Gemeinschaft notwendig sind, wird bei der Anwendung der in diesem Anhang genannten 
Methoden der Buchwert aller für die Solvenzspanne des beteiligten Unternehmens zulässigen 
Elemente im Beteiligungsunternehmen von den für die bereinigte Sotvenzspanne zulässigen 
Elementen abgezogen. 

4 Nicht erfaßte Fälle 

In 1‘ällcn, die nicht in den Nummern 2.1 L 2.3 erfaßt sind, fordern die zuständigen Behörden 
eine angemessene Kombination der beschriebenen Methoden. 
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ANHANG II 


ZUSÄTZLICHE AUFSICHTLICHE METHODEN FÜR 
VERSICHERUNGSUNTERNEHMEN, DIE TOCHTERGESELLSCHAFTEN 
EINER VERSICHERUNGS-HOLDINGGESELLSCHAFT SIND, DIE DIE LETZTE 
MUTTERGESELLSCHAFT EINES VERSICHERUNGSUNTERNEHMENS 

IN EINER GRUPPE IST 


1. Wahl der zusätzlichen aufsichtlichen Methode 

Eine der unten beschriebenen Methoden wird angewandt, um zu prüfen, ob 
ausreichend Kapital vorhanden ist. 

Im Fall von in Artikel 3 Absatz 2 genannten Versicherungsuntemehmen, die 
Tochtergesellschaften einer Versicherungs-Holdinggesellschaftund in verschiedenen 
Mitgliedstaaten niedergelassen sind, stellen die zuständigen Behörden sicher, daß 
die in diesem Anhang beschriebenen Methoden in einer einheitlichen Weise 
angewandt werden. 

Die zuständigen Behörden üben die zusätzliche Beaufsichtigung in denselben 
Intervallen aus wie die Berechnung der Solvenzspanne für 
Versicherungsuntemehmen gemäß den Richtlinien 73/239/EWG und 79/267/EWG. 

2. Methoden 

2. 1 'Solvenzwamtest' 

Das Kapital einer Versicherungs-Holdinggesellschaft soll die Summe der 
Solvenzanfordemngen ihrer betdligten Versichemngsuntemehmen und der hypothetischen 
Solvenzanforderungen ihrer beteiligten Rückversicherungs-untemehmen erreichen oder 
überschreiten. 

2.2 'Rechnungslegungs-Konsolidiemngstest' 

Die Kapitallage einer Versicherungs-Holdinggesellschaft muß die Summe der 
Solvenzanforderungen ihrer betdligten Versichemngsuntemehmen und der hypothetischen 
Solvenzanfordemngen ihrer beteiligten Rückversichertmgs-untemehmen erreichen oder 
überschreiten. Die Kapitallage dieser V^chemngs-Hoidinggesellschafl wird gemäß dem 
konsolidierten Rechnungslegungsverfahren in Anhang I, 2.3, Methode 3 berechnet. 

^ Unternehmen mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft 

Sofern rechtliche Hindernisse für die Übermittlung der Informationen bestehen, die für 
den Einschluß eines der in Artikel lO Absatz 2 genannten beteiligten Unternehmen mit 
Sitz außerhalb der Gemeinschaft notwendig sind, wird bei der Anwendung der in diesem 
Anhang genannten Methoden der Buchwert der Beteiligung und aller anderen für die 
Solvenzspanne des beteiligten Unternehmens zulässigen Elemente, die vom 
Versichemngsuntemehmen gehalten werden, von den für die bereinigte Solvenzspanne 
zulässigen Elementen abgezogen. 
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